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E m p f e h l u n g e n
der Ausschüsse

In - U

zu Punkt ... der 908.. Sitzung des Bundesrates am 22. März 2013

Gesetz zur Verbesserung der Öffentlichkeitsbeteiligung und
Vereinheitlichung von Planfeststellungsverfahren (PlVereinhG)

A.

Der Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit (U)

empfiehlt dem Bundesrat, zu dem Gesetz gemäß Artikel 77 Absatz 2 des Grundge-

setzes die Einberufung des Vermittlungsausschusses aus folgenden Gründen zu

verlangen:

1. Zu Artikel 1 Nummer 3 Buchstabe b (§ 25 Absatz 3 Satz 1 VwVfG)

In Artikel 1 Nummer 3 Buchstabe b § 25 Absatz 3 ist Satz 1 wie folgt zu fassen:

"Der Träger hat bei der Planung von Vorhaben, die nicht nur unwesentliche

Auswirkungen auf Belange einer größeren Zahl von Dritten oder öffentliche

Belange haben können, die Öffentlichkeit frühzeitig über die Ziele des Vorha-

bens, die Mittel es zu verwirklichen und seine voraussichtlichen Auswirkungen

zu unterrichten (frühe Öffentlichkeitsbeteiligung)."

Begründung:

Die Einführung einer frühen Öffentlichkeitsbeteiligung ist zu begrüßen, wird
aber in der vorgesehenen Ausgestaltung den Bedürfnissen einer weitgehenden
und möglichst umfassenden Beteiligung der Öffentlichkeit an raumbedeutsa-
men Vorhaben nicht hinreichend gerecht. Eine Öffentlichkeitsbeteiligung sollte
nicht nur erfolgen, wenn das Vorhaben erhebliche Auswirkungen auf die pri-
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vaten Belange Dritter, sondern auch auf öffentliche Belange, wie z. B. Natur,
Umwelt, Hochwasserschutz oder Verkehr, haben kann. Der Gesetzeswortlaut
ist daher entsprechend klar und eindeutig zu formulieren, um spätere Rechtsun-
sicherheiten und Streitigkeiten zu vermeiden.

Außerdem ist es nicht zielführend, dass es allein der Entscheidung des Vorha-
benträgers obliegt, ob er die Öffentlichkeit frühzeitig über sein Vorhaben in-
formiert. Vielmehr sollte der Vorhabenträger verpflichtet werden, eine entspre-
chende Beteiligung vorzunehmen, da letztendlich die Folgen unbewältigter
Konflikte und öffentlicher Proteste auch die staatlichen Stellen betrifft.

2. Zu Artikel 1 Nummer 6 Buchstabe a (§ 73 Absatz 2 Satz 2 - neu - bis 4 - neu -

VwVfG)

In Artikel 1 Nummer 6 ist Buchstabe a wie folgt zu fassen:

'a) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird … weiter wie Vorlage…

bb) Folgende Sätze werden angefügt:

"Anerkannte Umwelt- und Naturschutzvereinigungen, die befugt sind,

Rechtsbehelfe nach der Verwaltungsgerichtsordnung gegen die Ent-

scheidung nach § 74 einzulegen, sind über die Planauslegung zu infor-

mieren. Auf Verlangen sind ihnen die Planunterlagen, soweit elektro-

nisch verfügbar und möglich, per E-Mail zu übermitteln. Von der

Übermittlung kann abgesehen werden, wenn die Planunterlagen an eine

von den Vereinigungen gemeinsam eingerichteten Zentralstelle über-

mittelt oder im Internet veröffentlicht werden." '

Begründung:

Voraussetzung für eine wirksame Öffentlichkeitsbeteiligung ist die frühzeitige
und aktive Information der Betroffenen und der anerkannten Umwelt- und Na-
turschutzvereinigungen. Artikel 6 Absatz 4 der UVP-Richtlinie gebietet in Um-
setzung der Aarhus-Konvention, dass die Öffentlichkeit frühzeitig und in effek-
tiver Weise beteiligt wird und zwar zu einem Zeitpunkt, zu dem alle Optionen
noch offen stehen. Es ist daher sicherzustellen, dass auch die anerkannten
Umwelt- und Naturschutzvereinigungen aktiv und möglichst frühzeitig über
die Planauslegung informiert werden. Ziel ist es, den anerkannten Vereinigun-
gen wegen der erheblich verkürzten Fristen die Möglichkeit zur Stellungnahme
effektiv zu eröffnen. Dazu dient eine frühzeitige und aktive Information.
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Wenn die Planunterlagen elektronisch verfügbar sind und sofern möglich, sol-
len diese auf Verlangen den Vereinigungen übersandt werden. Sofern eine Ko-
ordinierungsstelle der Umwelt- und Naturschutzvereinigungen existiert, kann
die Benachrichtigung aus Effizienzgründen auch gegenüber dieser einen Stelle
erfolgen.

B.

3. Der federführende Ausschuss für Innere Angelegenheiten empfiehlt dem

Bundesrat, zu dem Gesetz einen Antrag gemäß Artikel 77 Absatz 2 des Grund-

gesetzes nicht zu stellen.


